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I m N a m e n d e s V o 1 k e 8

In dem Rechtsstreit

Vorkündet am
25° März 1966

Kläger und Revisionskläger,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5D Senat des Bundessozialgeriehts auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ März 1966 durch

Senat5präsident R i c h t e r

— Vorsitzender - ,

Bundesrichter' ‘ Dr„ D a p p r i c h ,
Bundesriehter Dr° w i t t e ,
Bundessozialrichter M a r s c h e 1 und

Eundossozialrichter M i e h a e 1 i s

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des

Landessozia1gcriehts Nordrhein—Westfalen vom

250 Februar 1964 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliehe Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


l R
) |

& LLLLLSL@
\ . _

I
Im Streit ist der Anspruch auf Bergmannsrente wegen ver—
minderter be“gmänniseher Eerufsf'a'higkeit°

Der im Jahre 1916 geborene Kläger hatte seit 1952, mit Unter—
brechungen durch Arbeits-, Wehr— und Kriegsdienst sowie ’

Gefangenschaft und anschließende Arbeitslosigkeit, im Berg—

bau nacheinander als Tagesarbeiter, Schlepper, Lehrhauer und

(seit 1950) Hauer gearbeitet, Im Juni 1957 gab er die Hauer—
tätigkeit aus gesundheitlichen Gründen auf, arbeitete noch

einige Monate als Ausbauhelfer und war dann vom 1° November

1957 an als Registratur-Angestellter bei der beklagten Knapp—

:chaft beschäftigt; er wurde zunächst nach der Vergütungs»

grupp X und wird seit dem 1„ Februar 1958 nach Gruppe IX

des Knappschafts—Angestelltentarifvertrages (KnAT) besoldet°

Im März 1959 beantragte er die Gewährung der Bergmannsrente-

wegen verminderter bergmänniséher Berufsfähigkeit° Nachdem

ärztlicherseits festgestellt werden war, daß er im Bergbau

nur noch leichtere Tagesarbeiten ausführen, seine Tätigkeit

als Registratur—Angestellter aber weiter Versehen könne, lehnte

die Beklagte den Antrag unter Verweisung auf die ausgeübte

Angestelltentätigkeit ab° Der Widerspruch blieb erfolglos; im

Widerspruchsbescheid wird ausgeführt, die vom Kläger ver—

richtete Tätigkeit sei der eines Hauers im wesentlichen wirt—

schaftlich gleichwertig° Die Ablehnung sei auch gemäß 5 86

Abs, 2 Reichsknappschaftsgesetz (EKG) gerechtfertigt, weil

das mit der Angestelltentätigkeit erzielte Entgelt von monat—

lich 515,38 DM die für das Jahr 1959 maßgebende persönliche

Rentenbemessungsgrundlage des Klägers in Höhe von A66,83 LM

'dberschreite°

Das Sozialgericht (SG) hat unter Aufhebung der angefochtenen

Ecscheide die Beklagte verurteilt, dem Kläger ab 1° März 1959

Eergmannsrente zu gewähren, Das Landessozialgericht (LSG) hat
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dieses Urteil abgeändert und die Klage abgewiesen° Zwar

stehe, so wird in der Urteilsbegründung ausgeführt, die

Vorschrift des 5 86 Abs° 2 EKG der Re■nngewährung nicht

entgegen, weil sie nur für die Entziehung, nicht aber

die Versagung einer erst beantragten Rente gelte° Der

Kläger sei jedoch nicht vermindert bergmännisch berufs-

fähig° Bei Prüfung der Berufsfähigkeit sei von seiner

Tätigkeit als Hauer auszugehen, die er aus gesundheit-

lichen Gründen habe aufgeben müssen° Man könne auch

keine nachträgliche freiwillige Lösung vom Haucrberuf

zugunsten seiner Angestelltcntätigkeit unterstellen,

weil - für einen längeren Zeitraum betrachtet — sein
Angestelltengchalt unter dem durchschnittlichen Effektiv-

lohn eines Gedingchauers liege„ Die Angestelltentätig-

keit sei aber der Hauertätigkeit noch im wesentlichen

wirtschaftlich gleichwertig° Sie sei auch als Tätigkeit

"knappschaftlich versicherten Betrieb" im Sinnein einem

des @45 Abs. 2 RKG anzuscicn, weil die Angestellten der

Ruhrknappschaft gemäß @ 187 RKG nach den Vorschriften des
RKG versichert würden„ Auch die Bestimmung, daß ein Ver—

sicherter nur auf Tätigkeiten verwiesen werden kann, die

von Personen mit ähnlicher Ausbildung sowie gleichwertigen

Kenntnissen und Fähigkeiten verrichtet werden, stehe der

Verweisung hier nicht entgegen° Diese Einschränkung bedeute,

daß einem Versicherten nur Tätigkeiten in ähnlicher sozialer

Stellung zugemutct werden dürften„ Bei der hohen sozialen

Bewertung der AngestelltentÄtigkeit werde aber die Grenze

der Zumutbarkcit durch eine Verweisung des Klägers auf die

Arbeit eines Registraturangcstellten der Vergütungsgruppe IX

KnAT noch nicht überschritten° Revision wurde zugelassen°

Mit der Revision wird die Verletzung materiellen und formel—

len Rechts gerügt‚ Die Tätigkeit als Registraturangestellter

sei der Hauertätigkeit nicht wirtschaftlich gleichwertig;

eine Lohndiffcrcnz von 66,07 DM sei nicht mehr zumutbar„
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Der Kläger könne auch als Facharbeiter_nicht auf ungelernte
oder einfache angelernte Tätigkeiten verwiesen werden° Zur

Ausübung der Hauertätigkeit habe er eine langjährige Berufs—

ausbildung in bergmännischen Betrieben zurücklcgcn müssen,

während er die für einen Registraturangestellten erforder—

lichen Kenntnisse und Fähigkeiten bereits in sechs Monaten

erworben habe und seither als vollwertiger Registratur—

argestellter anzusehen scio Die Tätigkeit setze, verglichen

mit dem Hauerberuf, keine besonderen Kenntnisse und Fähig— ‘

keiten voraus„ Die Huhrknapp5chaft sei zudem kein knapp—

schaftlich versicherter Betrieb im Sinne von $ 45 Abs„ 2 EKG,

vie mehr selbst Träger der knappschaftlichen Versicherung,

Als Verletzung der Saehaufkläruhgspflicht rügt die Revision,
daß das LSG keine hinreichenden Feststellungen über die wirt—

schaftliche Gleichwertigkeit der Tätigkeiten getroffen und es

auch unterlassen habe, eine genaue Analyse der Berufsbilder

eines Iauefs und eines Registraturangestellten durch einen

soziologischen Sachverständigen einzuholen° Das LSG sei ferner

der Eehauptung des Klägers nicht nachgegangen, daß andere

Registraturangestellte der Beklagten — ebenfalls frühere
.

Hauer — von ihr die Bergmannsrénte wegen verminderter berg—

männischer Berufsfähigkeit erhielten°

Der Kläger beantragt sinngemäß,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG Dortmund vom

21„ Juli 1960 zurückzuweisen,

hilfsueise,

die Sache Zu neuer Verhandlung und Entscheidung an

das ISC zurückzuverweisen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen„
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Sie weist darauf hin, daß bei Prüfung der wirtschaft—

lichen Gleichwertigkeit vom tariflichen Hauerdurch—

sehnittslchn auszugehen und ein Lohnabfall von 20 %

noch als tragbar anzusehen sei. Hiernach sei die

Gleichwertigkeit einwandfrei gegeben. Die Tätigkeit

des Klägers bei der Ruhrknappschaft sei auch als

Arbeit in einem "knappschaftlich versicherten
Betriebe" anzusehen, weil es bei diesem Erfordernis
auf den tatsächlichen Zustand des Versichertseins

der beschäftigten Arbeitnehmer ankomme„ Der Hinweis

in 5 45 Abs. 2 EKG auf "Personen mit ähnlicher Aus—
bildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fähig-

keiten" solle bedeuten, daß den Versicherten nur
Tätigkeiten in ähnlicher sozialer Stellung zuge—

mutet werden dür ten; auch diese Voraussetzung sei

im Falle des Klägers erfüllt.

II

Die Revision ist unbegründet. Der K äger hat keinen

Anspruch auf Gewährung der Bergmannsrente wegen ver-
minderter bergmännischer Eerufsfähigkeit nach 5 45

Abs. 1 Nr. 1 HKG.„

Bei der Prüfung, ob der Kläger Vermindert bergmännisch

berufsfähig ist, ist von seinem Beruf als Hauer auszu—
gehen, den er in üblicher Berufsentwieklung erreicht

und nach längerer Ausübung aus gesundheitlichen Gründen

aufgegeben hat. Er hat sich — wie das LSG zutreffend

ausgeführt hat — von diesem Hauptberuf auch nicht durch

die Vorrichtung seiner derzeitigen Tätigkeit als Ange—

stellter gelöst, weil diese ihm kein effektiv höheres

Einkommen gewährleistet (vgl. BSG in SozR EKG 5 35 aF

Nr. 18).
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Nach den Feststellungen des LSG kann der Kläger seit Antrag-

stellung nicht mehr unter Tage tätig sein, sondern nur noch

leichtere Tagesarbeiten Vorrichteno Naeh der Rechtsprechung

des Senats (ESG 21, 282) ist ein Hauer in dieser Lage im
allgemeinen vermindert bergmännisch berufsfähig, Das gilt

aber dann nicht, wenn er besondere Kenntnisse und Fähig-

keiten, wie sie ein Hauer regelmäßig nicht besitzt, erworben

hat, die es ihm ermöglichen, ”andere im Wesentlichen wirt—
schaftlich gleichwertige Arbeiten von Personen mit ähnlicher

Ausbildung sowie gleichwertigen Kenntnissen und Fähigkeiten

in knappschuftlich versicherten Betrieben auszuüben” (@ 45

Abs° 2 EKG)° Bei Antragstellung im März 1959 war der Kläger
schon fast anderthalb Jahre als Angestellter tätig,und zwar

— nach halbjähriger Einarbeitung — seit dem 1. Mai 1958 als

Vullwcrtige Kraft° Das LSG hat zutreffend erkannt, daß der

Kläger auf diese Tätigkeit verwiesen werden konnte°

Die Tätigkeit des Klägers als Registraturangestellter ist der

Hauertätigkeit im wesentlichen wirtschaftlich gleichwertig,

Bei dem Lohnvergleich ist für die Hauertätigkeit vom tarif—

lichen Gedingerichtsatz, für die Angestelltentätigkeit vom

Tarifgehalt (einschließlich Ortszuschlag und übernommener

Arbeitnehmernnteile zur Sozialversieherung) eines Ledigen

auszugehen° Da innerhalb des hier in Betracht kommenden Zeit—

raums die jeweiligen Veränderungen der Bezüge zu verschiedenen

Termin*n erfol■ten, ist das Verhältnis der beiden Entgelte

zueinander nicht konstant, Jedoch lag die zu berücksichtigende

Vergütung des Klägers immer noch über dem tariflichen Entgelt

der Tätigkeiten der Sondergruppe unter Tage (Meisterhauer,

Aufsichtshauer u„a„), deren wirtschaftliche Gleichwertigkeit

gegenüber der Hauertätigkeit stets anerkannt gewesen ist° Im

übrigen würde auch die von der Revision angeführte, unriehtigeW-

weise nach den Effektivlöhnen errechnete Differenz von (79ü,ll

DM — 798,04 DM =) 66,07 DM mit weniger.als 10 % durchaus noch
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im Rahmen des nach 5 45 Abs° 2 EKG zumutbaren Lohnabfalls

liegen. Die mit der Revision erhobene Verfahrensrüge, das

LSG habe zur Frage der wirtschaftlichen Gleichwertigkeit

unzureichende Feststellungen getroffen, ist schon deshalb

unbegründet, weil sich die Gedingerichtsätze aus den im

Urteil angeführten Lohnordnungen und die Angestellten-

bezüge des Klägers aus den im Urteil ausdrücklich in

Bezug genommenen Auskünften der Arbeitgeberin ergeben.

Das LSG hat auch zutreffend angenommen, daß die Tätigkeit

des Klägers bei der Ruhrknappschaft der Tätigkeit in knapp-

schaftlich versicherten Betrieben gleichzustellen ist. Die

Beschränkung der Verweisbarkeit auf Tätigkeiten in "knapp-

schaftlich versicherten" — nicht etwa "knappschaftlichen" —
Betrieben, soll die Möglichkeit der weiteren knappschaft-

lichen Versicherung gewährleisten. Die Tätigkeit des Klä-

gers erfüllt diese Voraussetzung, da die Angestellten und

Arbeiter der Knappschaften nach den Vorschriften des RKG

Versichert werden (55 187, 188 EKG).

Zu prüfen bleibt hiernach noch, ob es sich bei der Ange—

stelltentätigkeit des Klägers — verglichen mit der Hauer-

tätigkeit — um eine solche handelt, die "von Personen mit
ähnlicher Ausbildung sowie gleichwertigen Kenntnissen und

Fähigkeiten" verrichtet wird° Dieser Verweisungsvoraus-

setzung kommt, nachdem bei der Rentenreform von 1957 das

Erfordernis der "Gleichartigkeit" aus s 35 EKG aF bewußt
nicht in den 5 #5 RKG nF übernommen werden ist, gegen-

über früher eine erhöhte Bedeutung zu. Es soll damit-

—wie bereits im Urteil des Senats vom 15. September
1964 — 5 RKn 25/62 — ausgeführt - nicht etwa nur ver—

hindert werden, daß ein Versicherter auf Arbeiten ver—

wiesen wird, für die ihm die erforderliche Ausbildung

sowie die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten fehlen;

für eine so selbstverständliche Beschränkung-hätte es
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nicht des Hinweises auf eine‘"ähnliehe” Ausbildung und "gleich-
wertige" Kenntnisse und Fähigkeiten bedurft° Andererseits kann
die Beibehaltung dieses Erfordernisses nicht dazu führen, das

bewußt fallengelassene Erfordernis der "Gleiehartigkeit" prak-
tisch doeh aufrechtzuerhalten° Bei der Beurteilung der Gleich—

artigkeit i„S„ v° @ 35 EKG aF standen eindeutig objektive

Gesichtspunkte (Arbeitszweek und Arbeitsplatz) im Vordergrund;

als einander gleichartig galten beispielsweise alle typisch

bergmännischen Tätigkeiten° Für die Beurteilung, ob es
sich

um Arbeiten von "Personen mit ähnlicher Ausbildung sowie gleieh-

wertigen Kenntnissen und Fähigkeiten" handelt, sind dagegen
schon dem Wortlaut nach persönliche Merkmale — Ausbildung,

Kenntnisse und Fähigkeiten — maßgebend. Bei der Gegenüber—

stellung der für die zu vergleichenden Berufe jeweils

erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten stellt es das

Gesetz allein auf die "Gleichwertigkeit", also auf einen
Qualitätsvergleich ab° Hierbei kann nach Sinn und Zweck des

Gesetzes nur verlangt werden, daß — ebenso wie bei dem Erforder—

nis der wirtschaftlichen Gleichwertigkeit — die Kenntnisse und

Fähigkeiten einander "im wesentlichen" gleichwertig sind° Würde

man die volle Gleichwertigkeit voraussetzen,
so könnte etwa ein

Hauer auch unter Tage nur auf Facharbeitertätigkeiten ver—

wiesen werden, Hierzu hat der Senat aber bereits früher

(ESG 5, 194) ausgeführt, daß die Kenntnisse und Fähigkeiten

aller mit eigentlich bergmännisehen Arbeiten Beschäftigten

auch gleichwertig im Sinne des @ A5 Abs° 2 EKG sind; dem ent—

SpriCht die anerkannte Verweisbarkeit eines Hauers auf die

Tätigkeiten der Lohngruppe I unter Tage°

Demgemäß ist die Annahme des LSG nicht zu beanstanden, daß

die Kenntnisse und Fähigkeiten, die der Kläger für seine

Tätigkeit als Knappschaftsangestellter benötigt, im Sinne

des © 45 Abs.2 RKG denen gleichwertig sind, die er früher

für seine Hauertätigkeit benötigte, Dafür spricht schon der

Umstand, daß die körperlich leichte, ungefährliche und unter
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günstigen Arbeitsplatzbedingungen verrichtete Angestellten-

tätigkeit des Klägers höher entlohnt wird als die Arbeit

der unter Tage im Zeitlohn tätigen Hauer und gelernten '

Handwerker; dieser gehaltstariflichen Bewertung entspricht

auch das soziale Ansehen, das eine solche Angestellten—

tätigkeit genießt. Das Maß der dafür benötigten Kennt—

nisse und Fähigkeiten ergibt sich aber auch daraus, daß

zu ihrer Erlangung immerhin eine halbjährige Anlernung

erforderlich ist.

Wenn in $ 45 Abs. 2 EKG außerdem von einer "ähnlichen Aus—
bildung" gesprochen wird, so handelt es sich dabei nach
Ansicht des Senats weniger um ein selbständiges Tat-

bestandsmerkmal — dazu ist der Begriff "ähnlich" zu
unbestimmt —, als um eine Ergänzung des Erfordernisses

gleichwertiger Kenntnisse und Fähigkeiten; die Ausbildung

ist eben der Weg, der zu diesen Kenntnissen und Fähig—

keiten führt. Es ist also nicht erforderlich, daß die

Ausbildungswege für die zu vergleichenden Tätigkeiten

nach Art und Dauer im wesentlichen übereinstimmen; es
muß vielmehr genügen, daß die Ausbildung für die Ver—

weisungstätigkeit im wesentlichen gleichwertige Kennt—

nisse und Fähigkeiten vermittelt° Damit wird die Aus—

bildung für die Verweisbarkeit im Rahmen des S 45 EKG
keineswegs bedeutungslos. Sie bildet zunächst ein wert—

volles Indiz für die Bewertung der durch sie vermittelten

Kenntnisse und Fähigkeiten. Darüber hinaus bedeutet die

besondere Erwähnung der Ausbildung an dieser Stelle der

Vorschrift, daß es sich bei den zu vergleichenden Kennt-

-nissen und Fähigkeiten um solche handeln muß, die durch

eine besondere Ausbildung erworben sind, nicht also um

solche, über die ein normaler Versicherter in der Regel

ohnehin verfügt° Der Kläger hat aber eine besondere Aus—

bildung für seine Tätigkeit als Knappschaftsangestellter

erhalten. Die in diesem Zusammenhang von der Revision

erhobene Verfahrensrüge, das LSG habe es unterlassen,

10-
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ein soziologisches Gutachten über die beiden Tätigkeiten

einzuholen, ist unbegründet° Daß ein mit der Sozial—
versicherung des Bergbaus ständig befaßter Senat über Wesen

und Bedeutung der Hauertätigkeit hinreichend unterrichtet

ist, um eine entsprechende Beurteilung abzugeben, bedarf

keiner besonderen Hervorhebung° Über die Angestelltentätig—

keit des Klägers hatte sich das LSG, wie aus den im Urteil

angezegenen
Auskünften der Arbeitgeberin hervorgeht, hin-

reichend informiert„ Die rechtliche Würdigung des Sach—

verhalts aber ist ohnehin allein Sache des Gerichts° Es ist

nicht ersichtlich, wodurch sich das LSG im vorliegenden Fall

hätte gedrängt fühlen müssen, ein berufskundliches oder

soziolegisches Gutachten einzuholen°

Der Senat verkennt nicht, daß - äußerlich gesehen - der Unter-

schied gerade zwischen der Bergmannsarbcit und der Bürotätig—

keit besonders groß istßDkxxeUngleichartigkeit der beiden

Tätigkeiten ist aber für die Frage, ob es sich um "Arbeiten

von Personen mit ähnlicher Ausbildung sowie gleichwertigen

Kenntnissen und Fähigkeiten" handelt, eben nicht von ent-
scheidender Bedeutunga Eine Ausklammerung speziell der Büro—

tätigkeiten aus den im Rahmen des 5 45 Abs‚ 2 EKG möglichen

Verweisungen läßt sich weder aus dem System noch aus dem

sozialpolitischen Zweck des Gesetzes rechtfertigen° Eine

rechtliche Abgrenzung gegenüber anderen Tätigkeiten über

Tage, die ebenfalls den eigentlichen Eergmannstätigkeiten

nicht gleichartig sind — etwa denen eines Wiegemeisters„

Laboratoriumsgehilfen„ Markenkontrolleurs u.?„ — wäre letzt—

lich unverständlich°

Das LSG hat somit zutreffend erkannt‚ daß der Kläger im

fahmen des @ 45 Abs° 2_RKG auf die von ihm tatsächlich

ausgeübte Angestelltentätigkcit verwiesen werden kann und

aus diesem Grunde nicht vermindert bergmännisch berufs-

fähig ist„ ‘ >
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Die Verfahrensrüge, das LSG habe es unterlassen, der

Behauptung des Klägers nachzugehen, daß andere Registratur—

angcstellte mit gleichem Hauptberuf und bei gleichen wirt-

schaftlichen Verhältnissen die Bergmannsrente bezögen, ist

ebenfalls unbegründet. Zwar ist das LSG.auf diese - in dem

in erster Instanz eingereichten Schriftsatz vom 2. Mai 1960

enthaltene — Behauptung nicht eingegangen, jedoch bestand

hierzu auch keine zwingende Veranlassung. Das LSG konnte

- zumal dieses Vorbringen vor dem Berufungsgericht nidt

wiederholt worden ist — davon ausgehen, daß es sich dabei

nicht um ein echtes anspruchsbegründendes Vorbringen, son-

dern nur um einen allgemeinen, die Anrufung des Gerichts

rechtfertigenden Hinweis handeln sollte. Denn das Gericht

hatte darüber zu entscheiden, ob dem Kläger ein gesetz—

licher Anspruch auf Rente zusteht, nicht aber darüber,

ob anderen Versicherten eine Rente zu Recht oder zu Un-

recht gevührt wird. Die unberechtigte Gewährung einer

Rente für einen anderen Versicherten könnte keinen

Anspruch des Klägers begründen.

Entgegen der Ansicht der Vordergerichte würde dem Renten—

anspruch des Klägers auch entgegenstehen, daß nach den

vom LSG in Bezug genommenen Auskünften der Beklagten

sein — für einen Ledigen umgerechnetes - Entgelt als

Angestellter schon seit Antragstellung ständig die für

ihn maßgebende Rentenbemessungsgrundlage übersteigt.

Wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 1. Juni 1965

— 5 RKn 96/62 (SozR EKG @ 86 Nr. }) erkannt und dar—

gelegt hat, ist dieser Entziehungstatbestand des @ 86

Abs. 2 EKG auch bereits als Versagungstatbestand bei

der Prüfung eines Rentenantrags zu berücksichtigen.

Als "neue” Kenntnisse und Fertigkeiten im Sinne dieser
Vorschrift sind dabei andere erworbene Kenntnisse und

Fertigkeiten anzusehen, als sie der Hauptberuf des Ver-
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sicherten voraussetzt° Daß die Kenntnisse und Fertigkeiten,

die der Kläger für seine Angestelltentätigkeit in halb-

jähriger Anlernung und Einarbeitung erworben hat, gegen-

über denen, die er für seine Hauertätigkeit benötigte, in

diesem Sinne "neue" sind, bedarf keiner näheren Begründung.

Die scmit unbegründbte Revision des Klägers ist daher zurück—
zuweisen. Die Kostenentseheidung beruht auf 5 193 des Sozial-

gerichtsgesetzes.
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